
Nr. 239 - Dezember 2016
8,50 Euro

Informationen und Kritik

zu Fortpflanzungs-

und Gentechnologie

Gen-ethischer Informationsdienst

Entwicklungen vom Teller zum Feld

Umstrittener Weizen

Entwurf für
Gentechnikgesetz

Bundeskabinett einigt sich
- und bleibt weiter uneins

Beinahe
vergessene Opfer

Namen der NS-„Euthanasie“-Opfer
werden erst jetzt veröffentlicht

Fremdnützige Forschung
ohne Einwilligung

Bundestag beschließt
Arzneimittelgesetz



Gen-ethischer Informationsdienst Nr. 239 · Dezember 2016 3

• Kurz notiert

Kurznachrichten aus den Bereichen
Landwirtschaft und Lebensmittel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22
Mensch und Medizin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28
Politik und Wirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34

• Magazin

Rezensionen, Materialien
und Termine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42

• Landwirtschaft und Lebensmittel

„Unternehmen juristisch haftbar machen“
Monsanto wird „Ökozid“ vorgeworfen. Was ist das?
Interview mit Prisca Merz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .25

Entwurf für Gentechnikgesetz
Bundeskabinett einigt sich - und bleibt weiter uneins
Von Christof Potthof . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .27

• Mensch und Medizin

Die Banalität des Tötens
Mit dem Film „Nebel im August“ kommt die NS-„Euthanasie“ ins Kino
Von Rebecca Maskos . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .31

Beinahe vergessene Opfer
Namen der NS-„Euthanasie“-Opfer werden erst jetzt veröffentlicht
Von Robert Parzer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .33

• Politik und Wirtschaft

Heiße Phase
CETA wurde unterzeichnet - und jetzt?
Von Anne Bundschuh . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .37

Fremdnützige Forschung ohne Einwilligung
Bundestag beschließt Arzneimittelgesetz
Von Isabelle Bartram . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .38

Gentechnikkritik revisited
Feministinnen und Grüne gegen Gentechnik
Von Kirsten Achtelik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .39

Vor 30 Jahren ...
Dokumentation: Behinderte in Berlin sterilisiert
Aus GID 19, Dezember 1986 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .41

INHALT

In Bewegung
Rückblick und Ausblick . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .4

Titelthema
Weizen

Umstrittener Weizen
Einführung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .6

Hybridweizen: Vor dem Durchbruch?
Massive staatliche Unterstützung für das Ende des Weizen-Nachbaus
Von Eva Gelinsky und Hans-Dieter von Frieling . . . . . . . . . . . . . .8

Bäcker protestieren
Die Backstube als Teil der Wertschätzungskette
Interview mit Anke Kähler . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .12

Weizen unverändert
Entwicklung von gv-Weizen weder systematisch noch engagiert
Von Christof Potthof . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .14

„Dringlichkeit zum Handeln noch da“
Wie weiter mit dem Weizen-Notkomitee?
Interview mit Jürgen Holzapfel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .16

Transgener Weizen auf dem Acker
In der Schweiz kommt der Gatersleben-Weizen zu neuen Ehren
Von Christof Potthof . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .18

Illegaler Weizen
Verunreinigung mit gv-Weizen in den USA
Von Anne Bundschuh . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .19

Weizen - ein „Killerkorn“?
Ratgeber schicken Menschen in die Diätfalle
Vom Redaktionskollektiv „Gute Pillen -Schlechte Pillen” . . . . . .20



Gen-ethischer Informationsdienst Nr. 239 · Dezember 2016

Viele, die sich mit dem Monsanto-Tribunal beschäftigen
wollten - auch das GeN-, wurden in diesem Kontext zum
ersten Mal mit dem Begriff „Ökozid“ konfrontiert. Ihre
Initiative beschäftigt sich seit Jahren damit. Was meinen
Sie damit?
Ökozid ist eine Tat oder Unterlassung, die zur erhebli-
chen und langfristigen Beschädigung von Ökosystemen
oder Gemeinschaftsgütern führt. Dieser Schaden muss
für mindestens ein Jahr bestehen, und er muss das Öko-
system schwer beeinträchtigen oder dazu beitragen, dass
die Grenzen des Planeten überschritten werden. Wir
schauen also auf Fälle mit besonderer Schwere und in-
ternationaler Relevanz. Ein konkretes Beispiel ist die Ge-
winnung von Rohöl aus Ölsand in Kanada, aber auch die
großflächige Abholzung des Regenwalds oder die Zerstö-
rung genetischer Lebensgrundlagen.

Mein Eindruck war, dass das Tribunal in der deutschen
Öffentlichkeit und den Medien weniger Aufmerksam-
keit erhalten hat als in anderen Ländern. Und die Be-
richte, die es gab ...
...waren auch nicht so positiv wie beispielsweise in
Frankreich.

Was war da los?
Ich glaube wir hatten von Anfang an ein großes Problem
in Deutschland. Teilweise liegt es daran, dass wir hier kein
richtiges Team haben - ich selbst wohne in Großbritan-
nien -, und zweitens ist das Problem historisch bedingt.

Der Begriff Ökozid ruft bei vielen Assoziationen mit Ge-
nozid hervor, es gibt viel Kritik, dass wir das nicht auf eine
Stufe stellen können mit Völkermord und den Verbrechen
der Nazis. Das müssen wir in Deutschland auf jeden Fall
angehen, mehr Infos bereitstellen und den Dialog suchen.
Die Bedenken sind wichtig und wir wollen sie ernst neh-
men, aber es geht uns ja nicht darum diese Verbrechen
als weniger schlimm darzustellen, sondern wir wollen ein
Bewusstsein dafür schaffen, dass wir momentan die
Grundlagen des Lebens auf der Erde zerstören.

Manche Medien sprachen von einer „inszenierten Ver-
anstaltung“ oder einem „Schauprozess“ und übernah-
men damit die Begriffe, die Monsanto selbst in seinem
Offenen Brief zum Tribunal verwendet hatte.
Ein Ziel des Tribunals war es, zu zeigen, dass das mo-
mentane internationale Recht nicht ausreicht, um Mon-
santo und andere Firmen mit ähnlichen Praktiken zur
Verantwortung zu ziehen. Ökozid zum Beispiel ist bisher
völkerrechtlich nicht als Verbrechen anerkannt. Unser
Ziel ist, das zu ändern. Das war für uns auch das Interes-
sante am Monsanto-Tribunal: Das war nicht nur eine
Plattform für die Opfer und auch kein PR-Gag, sondern
ein Ort, um juristische Fragen zu diskutieren. Die „Rich-
ter“ sind ja fünf anerkannte Völkerrechtler, die sich jetzt
erstmal Zeit nehmen, um ein juristisches Gutachten zu
erstellen. Wir sind sehr gespannt darauf zu erfahren, wel-
che Lücken sie im internationalen Recht identifizieren
und wie Ökozid da reinpassen kann.
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Das Monsanto-Tribunal, das Mitte Oktober in Den Haag statt-

fand, ist mit dem Ziel angetreten, den Agrarkonzern Monsanto

für Menschenrechtsverletzungen, Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit und Ökozid zur Verantwortung zu ziehen. Insbesondere

der Begriff „Ökozid“ sorgte zum Teil für Verwirrung, Skepsis und

offene Fragen. Nach dem Tribunal traf sich der GID mit der Initia-

tive End Ecocide on Earth, deren Ziel es ist, großflächige Umwelt-

zerstörung völkerrechtlich strafbar zu machen.

Interview mit Prisca Merz

Prisca Merz initiierte 2012 die Durchführung einer Europäischen Bürgerinitiative für
die Einführung einer Ökozid-Richtlinie. Aktuell unterstützt die Politikwissenschaftlerin
die juristische Expertengruppe von End Ecocide. Sie war in die Vorbereitungen des
Monsanto-Tribunals eingebunden und im Oktober als Beobachterin vor Ort.

„Unternehmen
juristisch haftbar machen“
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Ihr Vorschlag ist ein internationales Ökozidgesetz. Wel-
ches Gericht würde dann über konkrete Ökozidfälle ver-
handeln?
Da gibt es verschiedene Möglichkeiten. Wir haben 2013
und 2014 eine Europäische Bürgerinitiative durchgeführt
mit dem Ziel, eine EU-Richtlinie einzuführen, die Ökozid
als Verbrechen anerkennt. Dann wären in erster Linie die
Gerichte der EU-Mitgliedstaaten zuständig gewesen.
Mittlerweile haben wir die Strategie geändert und kon-
zentrieren uns auf die internationale Ebene. Der wich-
tigste Strang, den wir gerade verfolgen, ist eine Erweite-
rung des Römischen Statuts, also des völkerrechtlichen
Vertrags, auf dem der Internationale Strafgerichtshof in
Den Haag ruht. Denn dort können einzelne Personen
verklagt werden - theoretisch auch Firmenbosse. Im Falle
einer Aufnahme des Ökozids in das Römische Statut
müssten alle Unterzeichner dieses auch in nationales
Recht umsetzen. Eine weitere Möglichkeit wäre, dass der
Internationale Gerichtshof der Vereinten Nationen wie-
der eine Umweltkammer bekommt. Derzeit gibt es unter
den Vereinten Nationen zudem eine Diskussion darüber,
dass die Haftbarkeit von Firmen bei Menschenrechtsver-
letzungen verstärkt werden soll. Auch diese Route könnte
man eventuell verfolgen.

Was sind die Kernpunkte Ihrer Forderungen?
Wir sind nicht darauf versessen, eine bestimmte Definiti-
on von Ökozid in einem bestimmten Vertragswerk zu
verankern. Uns geht es ganz grundsätzlich darum, dass
Menschen in hohen Positionen Verantwortung überneh-
men für den Schaden, den sie der Umwelt zufügen und
dass Entscheidungsträger für ihre Entscheidungen haft-
bar gemacht werden können. Und zwar nicht nur für
vorsätzliche Handlungen, sondern auch dann, wenn sie
sich über zu erwartende Schäden hätten informieren
können. Auch die kollektive Haftung ist uns wichtig:
Wenn nur die Pflanzenschutzmittel eines Herstellers in
ein Ökosystem eingebracht werden, ist das vielleicht
noch akzeptabel. Wenn aber mehrere Hersteller Pflan-
zenschutzmittel ausbringen, und die Gesamtmenge zu
einer Zerstörung des Ökosystems führt, muss jeder Her-
steller für seinen Anteil haftbar gemacht werden können.
Ich möchte jedoch betonen, dass es uns nicht darum
geht, möglichst viele Geschäftsführer hinter Gitter zu
bringen. Sondern: Wenn großflächige Umweltzerstörung
illegal ist, werden viele Firmen solche Aktivitäten nicht
mehr durchführen, und andere werden keine Finanzie-
rung mehr dafür bekommen.

Gab es in der Vergangenheit bereits juristische Debatten
zum Ökozid, an die Sie anküpfen können?
Der Ökozid-Begriff tauchte erstmals in den 1950er/60er
Jahren auf und die Diskussionen verstärkten sich, als die
Kriegsverbrechen während des Vietnamkriegs juristisch
aufgearbeitet wurden. Monsanto war übrigens eine der
Firmen, die an der Produktion des Nervengiftes Agent

Orange beteiligt waren, welches zur Entlaubung des Re-
genwaldes in Vietnam eingesetzt wurde. In den darauffol-
genden Jahrzehnten wurde in juristischen Fachkreisen
und in der Öffentlichkeit viel darüber diskutiert, wie Ver-
brechen gegen die Umwelt völkerrechtlich strafrechtlich
verfolgt werden könnten. Dabei ging es in erster Linie um
Umweltzerstörung mit dem Ziel, einen militärischen Vor-
teil zu erreichen - was heute als Kriegsverbrechen im Rö-
mischen Statut verankert ist. Aber die Umweltzerstörung
in Friedenszeiten war auch integraler Bestandteil der Dis-
kussionen. In den Entwürfen des Römischen Statuts wa-
ren Verbrechen gegen die Umwelt zwanzig Jahre lang als
Straftatbestand vorgesehen. Wenige Jahre vor der Verab-
schiedung verschwand das dann plötzlich aus dem Text -
wahrscheinlich deshalb, weil Atomenergie und Atomwaf-
fen sonst strafbar gewesen wären. Ende der 2000er Jahre
hat dann Polly Higgins, eine britische Rechtsanwältin, das
Konzept „wiederentdeckt“ und unter dem Namen Ökozid
bekannt gemacht. Da alle relevanten UN-Komitees das
Konzept bereits ausgiebig diskutiert haben, braucht es
nur politischen Willen, um es durchzusetzen.

Wie erfolgreich sind Sie bisher mit Ihren Forderungen
gewesen und wie geht es weiter?
In den letzten Jahren wird mehr und mehr darüber disku-
tiert, wie Unternehmen juristisch haftbar gemacht werden
können, wenn sie Menschenrechte verletzen oder die Um-
welt schädigen. Ecuador und Bolivien haben in ihrer Ver-
fassung bereits Rechte der Natur anerkannt, und Bolivien
hat im Rahmen des Pariser Klimaprozesses einen interna-
tionalen Gerichtshof für die Umwelt gefordert. Der Vor-
schlag wurde leider nicht angenommen, aber er zeigt, dass
sich da gerade ein Momentum aufbaut. Außerdem wurde
die niederländische Regierung aufgrund einer zivilgesell-
schaftlichen Initiative letztes Jahr dazu verurteilt, ihre CO2-
Emissionen um 25-40 Prozent zu senken. Ich denke, dass
gerade in der Umwelt- und Klimapolitik vielen Menschen
klar wird, dass ein Lösungsansatz, der rein auf wirtschaftli-
che Anreize setzt - wie beispielswiese der Emissionshandel
- nicht funktioniert. Und dass gerade deshalb jetzt auch ei-
ne verstärkte Suche nach juristischen Ansätzen stattfindet.
Vor ein paar Wochen hat der Internationale Strafgerichts-
hof übrigens verkündet, dass er künftig auch Umweltver-
brechen stärker in den Fokus nehmen will: Er will prüfen,
ob Landgrabbing und die massenhafte Vertreibung von
Menschen von ihrem Land als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit anzusehen sind. Das ist noch keine Aus-
weitung der Gesetze wie wir sie fordern, aber immerhin ein
Mini-Schritt vorwärts.

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg und bedanken uns für
das Gespräch.

Das Interview führte Anne Bundschuh.

Zum Monsanto-Tribunal siehe auch S. 4 in diesem Heft sowie den Arti-
kel „Das Monsanto Tribunal kommt!“ in GID 237.

Landwirtschaft und Lebensmittel Interview
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